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Erörterungspapier zur Novellierung des Personalvertretungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern  

 

Die Koalitionspartner in Mecklenburg-Vorpommern haben sich in der Koalitionsvereinbarung 2021-2026 auf eine 

Novellierung des Personalvertretungsgesetzes verständigt. In der Randnummer 30 heißt es dazu: 

„Wir wollen das Personalvertretungsgesetz an die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts anpassen. 

Dabei wollen wir auch die demokratische Teilhabe junger Menschen stärken.“ 

Im Vorfeld der Landtagswahl hat der DGB zu diesem Thema in seinen Anforderungen zur Landtagswahl folgen-

des formuliert:  

„Mitbestimmung stärken 

Das Personalvertretungsgesetz weist einen Novellierungsbedarf auf. Es ist seit 1993 weitgehend unver-

ändert geblieben. Fortschritte in der Mitbestimmung in anderen Bundesländern und Entwicklungen in 

der Rechtsprechung wurden seitdem nicht mehr nachvollzogen. Die Mitbestimmung der Personalräte ist 

deshalb durch eine Novellierung des Personalvertretungsgesetzes zu stärken. Dabei ist eine Ausweitung 

der Mitbestimmung bei personellen, organisatorischen und sozialen Maßnahmen zu gewährleisten. Dar-

über hinaus sind die individuellen Rechte der Beschäftigten auszubauen, die Gleichstellung von Frauen 

und Männern zu implementieren und die überholten Begrifflichkeiten der Statusgruppen zu überarbei-

ten. Der Gesetzesentwurf ist in enger Abstimmung mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften 

zu entwickeln.“ 

Darüber hinaus hat der DGB bereits im Juni 2017 ein umfangreiches Eckpunktepapier zur Novellierung des Perso-

nalvertretungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern vorgelegt und an das zuständige Ministerium übermittelt (An-

lage 1). Das Eckpunktepapier gibt den damaligen Stand der gewerkschaftlichen Diskussion wieder. Es berück-

sichtigt nicht die seitdem erfolgte Rechtsentwicklung (beispielsweise durch die Novellierung des 

Bundespersonalvertretungsgesetzes) und auch nicht die seitdem erfolgten Veränderungen in der Arbeitswelt (bei-

spielsweise durch die Digitalisierung und die Flexibilisierung von Arbeitsformen.   

Die Novellierung des Personalvertretungsgesetzes und damit die Neuordnung der Mitbestimmung im öffentlichen 

Sektor des Landes und der Kommunen in Mecklenburg-Vorpommern besitzen für den DGB und seinen Gewerk-

schaften höchste politische Relevanz – nicht nur wegen der hohen Zahl der betroffenen Beschäftigten und Multi-

plikatoren, sondern insbesondere wegen der hohen politischen und gesellschaftlichen Bedeutung der betriebli-

chen Mitbestimmung als zentrale Säule der demokratischen Gesellschaft. Ein novelliertes 

Personalvertretungsgesetz muss auch der Stärkung der Demokratie und der Verwirklichung von Grundrechten der 

Beschäftigten in den Dienststellen dienen.  

Der DGB legt deshalb großen Wert darauf, dass die vorgesehene Novellierung des Personalvertretungsgesetzes in 

enger Abstimmung und sachgerechter Verständigung zwischen den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften 

des öffentlichen Dienstes und der Landesregierung erfolgt. Der DGB schlägt vor, in einem ersten Schritt eine Ver-

ständigung über zentrale Eckpunkte herbeizuführen und diese in einem gemeinsamen Eckpunktepapier festzuhal-

ten.  

In einem ersten Schritt sollten hierbei folgende Themenbereiche gemeinsam erörtert und im Rahmen der Eck-

punkte der Novellierung berücksichtigt werden:   

 

  



 

 

 

 

 

1. Anpassung an die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts  

Das bisherige Gesetz von 1993 berücksichtigt nicht die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes von 

1995 (und fortfolgend) zu den verfassungsrechtlichen Grenzen der Mitbestimmung. Diese Rechtsprechung geht 

stark verkürzt davon aus, dass der Spruch der Einigungsstelle nur empfehlenden Charakter hat. Eine verbindliche 

Mitbestimmung ist nur zu einem Katalog begrenzter Mitbestimmungstatbestände möglich, der im Gesetz defi-

niert werden muss. Dies ist im Personalvertretungsgesetz von 1993 (natürlich) nicht geschehen. Das bestehende 

Gesetz muss also stets verfassungskonform ausgelegt und interpretiert werden. Es spricht nicht für sich selbst. 

Sein Wortlaut ist an vielen Stellen verfassungsrechtlich überholt.  

Alle anderen Gesetzgeber differenzieren mittlerweile zwischen verbindlicher und empfehlender Mitbestimmung 

(vgl. § 54 Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holstein und Differenzierung §§ 87 und 88 Hamburgisches Personal-

vertretungsgesetz) sowie der (beratenden) Mitwirkung. Eine Novellierung des Personalvertretungsgesetzes Meck-

lenburg-Vorpommern sollte hier Rechtssicherheit und Rechtsklarheit schaffen, allerdings nicht hinter dem Stan-

dard anderer Länder zurückbleiben.  

Gleichzeitig darf nicht der Eindruck entstehen, dass eine Anpassung des Gesetzes an die Vorgaben des Bundes-

verfassungsgerichtes zu einer Reduzierung der Mitbestimmung führen soll. Die vermeintliche Reduzierung der 

Verbindlichkeit der Mitbestimmung muss deswegen aus Sicht des DGB mit einer Ausweitung hinsichtlich der 

Breite der Mitbestimmung einhergehen.  

Grob betrachtet bestehen folgende Optionen zur künftigen Differenzierung der Mitbestimmungstatbestände: 

a. Die Einführung einer innerdienstlichen Allzuständigkeit in Kombination mit einem Katalog verbindlicher 

Mitbestimmungstatbestände. Ein Beschluss der Einigungsstelle zu nicht im Katalog genannten Maßnah-

men hat dabei stets den Charakter einer Empfehlung an die Dienststelle bzw. oberste Dienstbehörde. 

Abweichungen von der Empfehlung unterliegen einer Begründungs- und Dokumentationspflicht. 

b. Die Einführung einer innerdienstlichen Allzuständigkeit in Kombination mit Katalogen der verbindlichen 

und der eingeschränkten Mitbestimmung, wobei das Verhältnis der Kataloge zur innerdienstlichen All-

zuständigkeit zu definieren wäre. Ein Beschluss der Einigungsstelle zu nicht im Katalog der verbindli-

chen Mitbestimmungstatbestände genannten Maßnahmen hat dabei stets den Charakter einer Empfeh-

lung an die Dienststelle.  

c. Die Einführung von zwei Katalogen mit Mitbestimmungstatbeständen, die jeweils der verbindlichen 

oder der eingeschränkten Mitbestimmung unterliegen. Dieses Modell würde voraussichtlich einen be-

sonders hohen Beratungs- und Abstimmungsaufwand in der Entstehung des Gesetzesentwurfes mit 

sich bringen.    

Darüber hinaus sehen die bestehenden Personalvertretungsgesetze weitere Beteiligungsrechte und Angelegen-

heiten der (beratenden) Mitwirkung der Personalräte vor, zu denen im Regelfall nicht die Einigungsstelle angeru-

fen werden kann.  

Beratungsgrundlagen für einen Katalog verbindlicher Mitbestimmungstatbestände könnten dabei die Kataloge in 

§ 54 Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holstein und § 87 Hamburgisches Personalvertretungsgesetz, ergänzt um 

weitere mögliche Mitbestimmungstatbestände aus dem bisherigen PersVG M-V und weitergehende Mitbestim-

mungstatbeständen nach § 66 NPersVG sein (Anlage 2).  

In Brandenburg läuft aktuell das Verfahren zur Novellierung des dortigen Personalvertretungsgesetzes. Auch aus 

der dortigen Diskussion könnten Impulse für die Diskussion in Mecklenburg-Vorpommern aufgenommen werden.   



 

 

Ein mögliches Eckpunktepapier für eine Novelle müsste diese Themen aufgreifen und Festlegungen zum weiteren 

Vorgehen enthalten. Hierzu ist zwingend eine sachgerechte Verständigung herbeizuführen.  

 

2. Modernisierung des Mitbestimmungskatalogs   

Der Mitbestimmungskatalog ist nicht nur neu zu gliedern (siehe Punkt 1), sondern auch an mehreren Stellen zu 

modernisieren bzw. zu ergänzen. So kennt das Personalvertretungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern zum Bei-

spiel keine Mitbestimmung der Personalräte bei Kurzarbeit. Weder über das „ob“ noch über das „wie“. Das ist in 

Hamburg, Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt anders. Auch zum Einsatz von Leiharbeit- und 

Werkverträgen kennt das Personalvertretungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern bisher keine Mitbestimmung.    

Selbst die Einrichtung eines Telearbeitsplatzes oder die Ablehnung eines Antrages auf einen Telearbeitsplatz sind 

bisher kein Mitbestimmungstatbestand. Angesichts der seit 1993 erfolgten deutlichen Ausweitung flexibler Ar-

beitsformen sollte dies eine sinnvolle und zeitgemäße Ergänzung sein.   

Das bestehende Gesetz sieht in § 68 Abs. 1 Nr. 24 eine Mitbestimmung der Personalräte bei der Bestellung und 

Abberufung von Vertrauens- und Betriebsärzten vor. Das Hamburgische Personalvertretungsgesetz sieht eine ent-

sprechende Mitbestimmung auch bei anderen Funktionen vor, die ein besonderes Vertrauen der Beschäftigten 

voraussetzen. Beispielhaft zu nennen wären hier die behördlichen Datenschutzbeauftragten sowie die behördli-

chen Fachkräfte für Arbeitssicherheit. Analoge Regelungen hinsichtlich der betrieblichen Datenschutzbeauftrag-

ten gibt es auch im Personalvertretungsrecht der Länder Brandenburg (mit uneingeschränktem Mitbestimmungs- 

und Initiativrecht), Baden-Württemberg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz.  

Weitere Vorschläge des DGB zur Modernisierung bzw. Erweiterung der Mitbestimmung finden sich im Eckpunkte-

papier des DGB zur Novellierung des Personalvertretungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern (Anlage 1) bzw. in 

der Übersicht möglicher verbindlicher Mitbestimmungstatbestände (Anlage 2). Die Detailtiefe der Diskussion wird 

hier stark davon abhängen, welche der drei möglichen unter Punkt 1 benannten Optionen für eine Novellierung 

des Gesetzes weiterverfolgt wird. Im Fall der Einführung einer innerdienstlichen Allzuständigkeit nach Option a 

wäre beispielsweise nur ein Katalog verbindlicher Mitbestimmungstatbestände zu diskutieren.  

 

3. Geltungsbereich des Personalvertretungsgesetzes  

Ein neues Personalvertretungsgesetz sollte weitere Gruppen von Beschäftigten umfassen bzw. die Zuständigkeit 

der Personalvertretungen auf weitere Gruppen von Beschäftigten erweitern. Das Eckpunktepapier des DGB von 

2017 greift diesen Aspekt an mehreren Stellen auf und macht hierfür entsprechende Vorschläge (siehe Anlage 1).  

Grundsätzlich sollte die Zuständigkeit des Personalrates alle in der Dienststelle tätigen Beschäftigten sowie dieje-

nigen Personen umfassen, die der Dienststelle nicht als Beschäftigte angehören, jedoch für sie oder die ihr ange-

hörenden Beschäftigten tätig sind und die innerhalb der Dienststelle beschäftigt werden. Ein hoher Erörterungs-

bedarf besteht hier insbesondere im Bereich der Hochschulen.  

Im Rahmen einer Überarbeitung der personalvertretungsrechtlichen Vorschriften für die Hochschulen wäre aus 

Sicht des DGB beispielsweise die Regelung in § 68 Abs. 3 PersVG zu streichen, nach der bei Beschäftigten mit 

überwiegend wissenschaftlicher oder künstlerischer Tätigkeit die Mitbestimmung nur erfolgt, wenn die betroffe-

nen Beschäftigten dies beantragen. Eine entsprechende Regelung im Personalvertretungsrecht anderer Länder ist 

dem DGB nicht bekannt. Die Regelungen in § 76 Abs. 1 und Abs. 2 reichen vollkommen aus, die angenommene, 

mögliche Gefährdung der Freiheit von Forschung und Lehre nach Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 GG durch die Mitbestim-

mung auszuschließen. Der DGB plädiert zudem dafür, zukünftig nur noch die Hochschullehrerinnen und Hoch-

schullehrer, aber nicht mehr pauschal das in § 55 Abs. 2 Landeshochschulgesetz genannte Personal vom Gel-

tungsbereich des Personalvertretungsgesetzes auszunehmen.  



 

 

  

4. Statusgruppen von Beschäftigten  

Das Personalvertretungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern kennt noch drei Gruppen von Beschäftigten: Arbeiter, 

Angestellte und Beamte. Die Gruppe der Arbeiter gibt es im öffentlichen Dienst seit vielen Jahren nicht mehr. Die 

bisherigen Gruppen von Beschäftigten wären deswegen auf nur noch zwei Gruppen zu reduzieren.  

Die Besonderheiten der Personalvertretungen im Geltungsbereich des TV-Forst sind dabei zu berücksichtigen 

(siehe Anlage 1). 

 

5. Ressortübergreifende Mitbestimmung  

Das Personalvertretungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern kennt keine ressortübergreifende Mitbestimmung. In 

Niedersachsen, Hamburg und Schleswig-Holstein werden ressortübergreifende Vereinbarungen mit den Spitzen-

organisationen der Gewerkschaften DGB und dbb abgeschlossen. Diese Vereinbarungen ersetzen die Mitbestim-

mung der (örtlichen) Personalräte. Klassische Vereinbarungsthemen sind dabei landesweit eingeführte IT-Verfah-

ren (Bürokommunikation, e-Akte, Digitale Personalakte, elektronische Workflows etc.), Fragen des 

Gesundheitsmanagements, mobile Arbeit und Telearbeit, Beurteilungsrichtlinien.  

Dieses Modell hat sich in den drei Ländern bewährt und die Digitalisierung deutlich erleichtert. Über das Instru-

ment der Vereinbarung können landesweit einheitliche Standards gesetzt werden. Insbesondere ressortübergrei-

fende Großprojekte, wie beispielsweise die e-Akte, digitale Personalakten, einheitliche Bewerbermanagementsys-

teme oder aber die Einführung der Personalverwaltungssoftware KoPers, konnten leichter umsetzbar werden. In 

den Ländern Bremen und Berlin wird dies durch zentrale Gesamt- bzw. Hauptpersonalräte für alle Beschäftigten 

der jeweiligen Länder erreicht. 

Das Fehlen entsprechender Regelungen in Mecklenburg-Vorpommern wird bisher mit kreativen Lösungen um-

gangen. Mehr Rechtssicherheit und Verbindlichkeit wären hier sinnvoll.  

 

6. Freistellungsschlüssel  

Durch den Personalabbau kleiner werdende Dienststellen, zunehmende Aufgaben und eine steigende Komplexi-

tät der Arbeitswelt machen eine Erhöhung der bisherigen Freistellungen notwendig.  

Die Freistellungsregelungen müssen analog dem Betriebsverfassungsgesetz bei 200 Beschäftigen beginnen und 

sind in einer Staffelung im Gesetz bis zu einer Obergrenze festzulegen; dabei sollen Teilfreistellungen ermöglicht 

werden. Über die Aufteilung der Freistellungen entscheidet der Personalrat (siehe Anlage 1). Die Arbeitsfähigkeit 

der Stufenvertretungen und Gesamtpersonalräte ist durch eigene Freistellungsrechte zu gewährleisten. 

Erörterungsbedarf besteht auch hinsichtlich der Freistellungsregelungen für die Personalräte der Lehrkräfte. Hier 

wird die Ermäßigung der Pflichtstundenzahl bisher durch Verordnung nach § 80 Abs. 4 PersVG geregelt.  

 

7. Digitalisierung und flexible Arbeitsformen  

Das Personalvertretungsgesetz kennt keine Regelungen zur Beschlussfassung der Personalräte in Video- oder Te-

lefonkonferenzen. Diese Lücke wurde in der aktuellen Pandemie durch ein Rundschreiben des Innenministeriums 

nicht vollkommen rechtssicher geschlossen. Auch andere Fragen der Digitalisierung und im Kontext der zuneh-

menden Flexibilisierung der Arbeitsformen sind unzureichend geregelt. Dies betrifft unter anderem auch die 

Frage, wie die Personalräte die neuen technischen Möglichkeiten zur Durchführung von Personalversammlungen 

nutzen können. Andere Länder und der Bund haben hier mittlerweile gesetzliche Regelungen bzw. planen ihre 



 

 

Personalvertretungsgesetze an die Rahmenbedingungen der Globalisierung sowie flexible Arbeitsformen anzu-

passen. Auch die Frage der Verankerung eines digitalen Zugangsrechtes der Gewerkschaften zu den Dienststellen 

sollte in diesem Kontext gemeinsam erörtert werden.     

 

8. Jugend- und Auszubildendenvertretungen  

Die Rolle und Zusammensetzung der Jugend- und Auszubildendenvertretungen sind zu modernisieren (vgl. Regie-

rungsprogramm der SPD). Auf der Seite 14 des SPD-Regierungsprogramms für die aktuelle Legislaturperiode 

heißt es dazu: "Wir werden uns dafür einsetzen, dass das Personalvertretungsgesetz MV reformiert wird. Künftig 

soll es die Möglichkeit geben, dass alle Beschäftigten unter 26 in die Jugend- und Auszubildendenvertretungen 

gewählt werden können, ob sie nun in der Ausbildung sind oder nicht. Außerdem sollen Praktikant*innen ab ei-

ner Praktikumsdauer von 6 Monaten und Dual-Studierende bei den JAV-Wahlen wahlberechtigt sein." Auch der 

Koalitionsvertrag betont diesen Aspekt. Der DGB hat eigene Vorschläge hierzu vorgelegt (siehe Anlage 1).  

Grundlage für eine Stärkung der Jugend- und Auszubildendenvertretungen ist allerdings, dass sie überhaupt kon-

tinuierlich gebildet werden. Beispielsweise ist dies im Bereich der Polizei als einer der größten Ausbildungsberei-

che des Landes nicht der Fall. Hier sind deswegen geeignete organisatorische Maßnahmen zu erörtern, um künf-

tig eine kontinuierliche Interessenvertretung der jungen Menschen zu gewährleisten. Auch für den großen 

Bereich der Lehrkräfteausbildung braucht es eine rechtssichere Regelung für die Bildung und Arbeitsfähigkeit ei-

ner Jugend- und Auszubildendenvertretung beim Lehrerhauptpersonalrat. Dies schließt zweckmäßigerweise auch 

das Wahlrecht zu den örtlichen Personalräten und Stufenvertretungen mit ein.   

Die betriebliche Mitbestimmung ist ein wesentlicher Eckpfeiler unseres demokratischen Systems. Gerade für junge 

Beschäftigte ist es deshalb von hoher Bedeutung, die Möglichkeiten und Vorteile der betrieblichen Mitbestim-

mung frühzeitig zu erfahren und verantwortlich selbst wahrzunehmen. 

 

Anlagen 

1. Mitbestimmung stärken – Eckpunkte des DGB zur Novellierung des Personalvertretungsgesetzes in 

Mecklenburg-Vorpommern  

2. Novellierung des Personalvertretungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern: Übersicht möglicher verbindli-

cher Mitbestimmungstatbestände  


